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Sehr geehrte Frau Kommissionspräsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen fur Ihr Schreiben vom 30. September 1997. Im Rahmen der damit eröff- 
neten Konsultation beziehen wir zu den gestellten Fragen innert Frist geme wie folgt Stel- 
lung: 

1. Fiirderung der Ausbildungsbereitschaft 

1.1 Antwort: Ja 

Kommentar: Eine genügende Ausbildungsbereitschaft der Wirtschaft und der Betriebe 
bildet die Grundlage unseres Berufsbildungssystems. Wenn die Bereitschaft nachlässt 
oder generell über längere Zeit ungenügend ist, wird das dualehiale Berufsbildungs- 
system in Frage gestellt. 

1.2 Antwort: Ja 

Kommentar: Mehr als eine quantitative Steigerung der Information ist eine qualitative 
Entwicklung notwendig. Vor allem muss sie fùr Anbieter und Kunden des Lehrstel- 
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lenmarkts bedarfsgerecht angeboten und aufbereitet sein (vgi. dazu Projekt virtueller 
Arbeitsmarkt). 

1.3 Antwort: Ja 

Kommentar: Frauenförderung ist insbesondere in einer Situation wie der gegenwärti- 
gen sinnvoll und notwendig. Wichtig ist, dass aus der Forderung aber nicht eine Be- 
vorzugung entstehen kam. 

1.4' Antwort: Gnindsätzlich ja 

Kommentar- Es muss darauf geachtet werden, dass der Spielraum der Kantone fùr die 
ihren Bedurfmssen angepassten Massnahmen erhalten bleibt. 

2. Einführungskurse 

2.1 Antwort: Ja mit Ehchrankungen 

Kommentar: Der Ausbau von Einfuhrungskursen kann sicher teilweise als Mittel zur 
Steigemng der Ausbiidungsbereitschaft eingesetzt werden. Dabei ist aber nicht ein ge- 
nereller EK-Ausbau zu realisieren. Vielmehr sind je nach Beruf, bnv.  Berufsfeld diffe- 
renzierte und bedarfsgerechte Ausbildungsmodelle zu entwickeln, bei denen der Aus- 
bau der Einfûhrungskurse eine Rolle spielen kann. Ein weiterer Ausbau von Einfùh- 
rungskursen wird allerdings kaum ohne neue Finanzienmgsmodeiie möglich sein. 

Was die Belastung der Betriebe anbetrifft, so sind nach Berufsbildungsgesetz nicht die 
Betriebe, sondern die Berufsverbände fur die Finanzierung zuständig. Diese überwd- 
zen die Kosten auf die Betriebe. Damit ist auch bereits ein weiteres Problem aufge- 
zeigt. Bei Berufen, in denen keine Verbande existieren, ist die Finamienmg der Ein- 
fùhngskurse nicht gewährleistet, bzw. die Basis muss mit der Schafing von ent- 
sprechenden Lehrmeistervereinigungen erst geschaffen werden. Art. 16, Abs. 4 kann 
in dieser Form nicht unmittelbar umgesetzt werden. 

2.2 Antwort: Nein mit Einschrankungen 

Kommentar: Grundsätzlich hat sich die gemischte Finanzierung der Einfiihrungskurse 
bewährt. Eine vollständige staatliche Finanzierung würde auch die Motivation und das 

Engagement der Verbände kaum steigern und wäre vermutlich der erste Schritt zur 



vollständigen Verstaatlichung der EK. Dies ist vom System her abzulehnen. Wenn 
man davon ausgeht, dass es kunftig eine Vielfalt von verschiedenen Ausbildungsmo- 
dellen mit entsprechend vielen EK-Varianten geben wird, muss eine Mtbeteiligung 
der Verbände aufi-echterhalten werden. Hingegen ist es zu befùrworten, wenn das fi- 
nanzielle Engagement der öffentlichen Hand erhöht wird (z.B. auf 50% der Kosten). 
Zu prüfen wäre allerdings, ob die Betriebe, die nicht ausbilden, zur Finanzierung der 
Einfiihrungskurse herangezogen werden können. 

2.3 Antwort: Nein mit Einschränkungen 

Kommentar: Einfùhrungskurse müssen auch bezüglich ihrer Dauer bedarfsgerecht 
sein. Deshalb sind zwingende Bestimmungen über die Dauer nicht erwiinscnt. 
Allenfalls könnte die Minimaldauer fixiert werden, damit ein Angebot wirklich als 
Einfiihrungskurs bezeichnet werden kann. 

3. Ausbildungsverbünde 

3.1 Antwort: Ja 

Kommentar: Ausbildungsverbünde setzen sich nur durch, wenn den Betrieben da- 
durch keine Mehrkosten erwachsen. Aber erst wenn sich Ausbildungsverbünde durch- 
setzen, ist die Erwartung auf eine Steigerung der Lehrsteilenzahl realistisch. Insbeson- 
dere bei Grossverbünden ergeben sich erhebliche Aufwendungen, zu deren Beglei- 
chung mindestens ein angemessenes Startkapital zur V e f i p n g  stehen muss. 

3 2 Antwort: Ja, unbedingt 

Kommentar: Wenn sich die öffentliche Hand an der Finamienmg der Ausbildungsver- 
bünde nicht beteiligt, können vermutlich weniger neue Lehrbetriebe gewonnen werden 
und damit entstehen auch weniger neue Lehrstellen. 

3.3 .Antwort: Gmndsätzlich ja 

Kommentar: Es gilt die gleiche Einschränkung wie bei 1.4. Es muss ein möglichst 
grosser Spielraum fur verschiedene lokale und regionale Modelle offen bleiben. 



- 4 -  

4. 

4.1 

1 . 2  

5. 

5.1 

5.2 

Besondere Fördermassnahmen 

Antwort' Ja unbeding 

Kommentar. Die Ausbildung der Jugendlichen mit besonderen Schwierigkeiten ist 
heute eines der zentralen gesellschaftlichen Probleme. Der Förderung dieser Mass- 
nahme ist deshalb erste Priorität einzuräumen. Handlungsbedarf besteht auch im 
Hinblick auf Schulaustretende ohne Lehrstelle, welche von den arbeitsmarktlichen 
Massnahmen erfasst werden. Wichtig ist, dass berufsbildende und arbeitsmarktliche 
Massnahmen mit versleichbaren Rahmenbedingungen operieren. Sonst entsteht eine 
wenig sinnvolle Konkurrenzsituation zwischen zwei staatlichen Anbietern. 

Darüber hinaus sind aber auch die begabten und besonders leistungsstarken Jugendli- 
chen zu fördern. Der berufsbildende Weg wird insgesamt nur dann attraktiver, wenn 
er auch über Senügend Ausbildungsangebote im Bereich der Eliteschulung verfiigt. 
.Art. 48bis sollte entsprechend ergänzt werden. 

Antwort: Ja 

Kommentar: Private Anbieter sollen in den Genuss von staatlicher Förderung gelan- 
I zen, namentlich wenn sie Lücken im öffentlichen Angebot schiiessen oder entspre- 
chende Angebote im Auftrag oder Einverständnis der öffentlichen Hand durchführen. 
Wünschbar sind klare Leitplanken, welche die Voraussetzungen fùr die finanzielle Un- 
terstützung umschreiben und die Koordination der Angebote gewährleisten. 

Finanzielle Anreize 

Antwort: Ja 

Kommentar: Obwohl man grundsätzlich die Festlegung, bnv. Aufhebung von Gebüh- 
ren den Kantonen überlassen könnte, sollten wir in der Schweiz doch darauf schauen, 
dass wir der Wirtschaft gleiche Rahmenbedingungen anbieten. Deshalb ist eine Bun- 
desregelung zu befùnvorten. 

Antwort: Ja 

Kommentar Mit Blick auf die allgemeinbildenden Ausbildungsgänge (Gymnasien, 



DMS, etc.) ist nicht einzusehen, weshalb die Kosten der Berufsschule teilweise dem 
Lehrbetrieb weiter verrechnet werden sollen. 

5.3 h t w o r t :  eher nein 

Kommentar: Im Sinne einer klaren Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen 
sollen keine neuen Unterstütmngsbeiträge, welche wiederum mit administrativem 
Aufìvand verbunden sind, eingefihrt werden. Zudem gibt es schon heute zahlreiche 
Kantone, welche auf die Erhebung von Gebühren verzichten. 

5.4 Antwort: Ist zu prüfen 

Kommentar: Eine solche Lösung ist auf ihre politische Tragfahigkeit und Praktikabili- 
tät zu prüfen. Wenn sie realisiert werden kann, wären wesentliche Probleme einer so- 
lidarischen Mtbeteiligung der Betriebe gelöst. Die Frage stellt sich allerdings, ob da- 
mit auch Sleichzeitig die Ausbildungsbereitschaft erhöht würde. 

5.5 Antwort: Eher ja 

Kommentar: Wenn eine solche Lösung realisiert werden kann, muss sie konsequent 
umgesetzt werden. 

5.6 Antwort: Ist weiter zu prüfen 

Kommentar: Eine Belastung der Saläre ist eine relativ gerechte Massnahme, um 
Gelder f i r  überbetriebliche Ausbildungsmassnahmen aufzubringen. Allerdings handelt 
es sich wie bei Sozialabgaben um eine neue zusätzliche Belastung der Wirtschaft und 
der Arbeitnehmer. Eine solche Massnahme ist deshalb voll vom Einverständnis von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern abhängig. 

5.7 Antwort: Nur auf nationaler Ebene 

Kommentar. Falls ein derartiges System einfùhrt würde, müsste es flächendeckend, 
also national Anwendung finden. Kantonale Lösungen werden nicht befùrwortet. 

5.8 Antwort: Keine Antwort 

Kommentar: Siehe Ziff. 5.7 
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5.9 Antwort: Keine Antwort 

6. Subventionsrechtliche Bestimmungen 

Antwort: Grundsätzlich ja  

Kommentar: Die Einschränkung betrifft jene Punkte, bei denen die Regelung auf 
Bundesebene abgelehnt wird. 

Art. 64 Abs. 1 Zu ergänzen sind die Bestimmungen mit ,,h. Förderung Jugendlicher 
mit besonderer Begabung" (siehe dazu Ziff 4. I) .  

7. Weitere Vorschläge 

Wünschbar wäre ein ,,Innovationsartikel", der es erlauben würde, fur eine bestimmte 
Zeit neue Modelle und Projekte zu realisieren und zu finanzieren, auch wenn sich 
diese ausserhalb der geltenden Normen bewegen. 

Wir danken Ihnen fur die Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Mit freundlichen Grüssen 
DIREKTION DER VOLKSWIRTSCHAFT 
DES KANTONS ZURICH 

L 
Dr. E. Hornberger, Regierungsrat 




